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WOHNUNGSPOLITIK

Alois Oberhäuser, Christian Rüsch

Wohneigentumsförderung an den Familien 
vorbei

Durch das Steueränderungsgesetz 1992 sind die Maßnahmen zur Föderung selbstgenutzten 
Wohneigentums ausgeweitet worden. Sie sollen insbesondere den Familien helfen, 

zu Wohneigentum zu gelangen. Welchen Einkommensbeziehern kommt diese Förderung 
vor allem zugute? Wirken sich die eingesetzten Instrumente vom Ansatz her 

in einer wohnungs- und familienpolitisch sinnvollen Weise aus?

D ie Förderung des Erwerbs selbstgenutzten Wohnei­
gentums erfolgt seit 1987 im wesentlichen auf zwei 

Wegen: Zum einen konnte der Erwerber bislang jährlich 
5% der Anschaffungs- (Herstellungs-)Kosten als Sonder­
ausgaben über einen Zeitraum von acht Jahren von der 
Bemessungsgrundlage des zu versteuernden Einkom­
mens abziehen (§ 10e EStG). Berücksichtigt werden da­
bei Kosten bis zu maximal 330000 DM (Aufwendungen 
für den Kauf von Bauland können dabei bis zur Hälfte ih­
res Betrages berücksichtigt werden). Wird diese soge­
nannte Grundförderung in Anspruch genommen, dürfen 
Familien zusätzlich jährlich 1000 DM je Kind als soge­
nanntes Baukindergeld von der Steuerschuld abziehen 
(§ 34 f EStG). Sich dabei unter Umständen ergebende ne­
gative Beträge werden jedoch nicht ausgezahlt.

Mit dem Steueränderungsgesetz 1992 wurden vor al­
lem folgende Änderungen beschlossen, die einer ver­
stärkten Förderung dienen sollen:

□  Der Sonderausgabenabzug wird von 5 auf 6% der ge­
förderten Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten in den 
ersten vier Jahren nach der Anschaffung bzw. Herstellung 
erhöht. Der maximale Sonderausgabenabzug beträgt so­
mit in den ersten vier Jahren jeweils 19800 DM, in den fol­
genden vier Jahren jeweils 16500 DM. In einzelnen För­
derjahren nicht vorgenommene Sonderausgabenabzüge 
können bis zum Ende des achtjährigen Begünstigungs­
zeitraums nachgeholt werden (§ 10e Abs. 1 EStG).
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burg und Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats 
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□  Die Förderung wird auf Einkommensbezieher mit ei­
nem zu versteuernden Jahreseinkommen von unter 
120000 DM bei Ledigen und 240000 DM bei Verheirate­
ten begrenzt (§ 10e Abs. 5a EStG). Diese Bestimmung ist 
als Subventionsabbau gedacht.

□  Es wird die Möglichkeit eingeräumt, einen Vor- bzw. 
Rückfrag des Baukindergeldes bis zu zwei Jahren vorzu­
nehmen, sofern die Steuerschuld einer Familie im betref­
fenden Jahr nicht ausreicht, um die Vergünstigung (voll) 
in Anspruch zu nehmen (§ 34f Abs. 3 EStG).

□  Erwerber neuerstellten Wohnraums dürfen darüber 
hinaus in den ersten drei Jahren nach der Anschaffung 
den Sonderausgabenabzug um die gezahlten Schuldzin­
sen bis maximal 12000 DM im Jahr erhöhen (§ 10e Abs. 
6a EStG). Dadurch soll der Neubau von Wohnungen ge­
genüber dem Erwerb aus dem Wohnungsbestand ange­
regt werden.

Ungleichmäßige Begünstigungseffekte

Bereits die Grundkonzeption des § 10e EStG ist ver­
fehlt. Ziel des Staates ist, den Erwerb selbstgenutzten 
Wohneigentums anzuregen. Dazu gewährt er eine Sub­
vention in der Form, daß ein Teil der Aufwendungen von 
der Steuerbemessungsgrundlage der Einkommensteuer 
abgezogen werden kann. Es handelt sich hierbei nicht, 
wie vielfach behauptet wird, um eine Abschreibungsver­
günstigung; denn seit die Mietwerte des selbstgenutzten 
Wohneigentums nicht mehr der Einkommensteuer unter­
liegen, gibt es auf dieses keine Abschreibungen mehr. Bei 
Abschreibungsvergüngstigungen tritt normalerweise 
eine Nachholwirkung ein, da jedes Wirtschaftsgut nur 
einmal abgeschrieben werden kann und erhöhte Ab­
schreibungen in den Anfangsjahren zu verminderten Ab­
schreibungen in späteren Jahren führen. Durch die Ab­
zugsfähigkeit als Sonderausgaben von der Bemessungs
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grundlage ergeben sich jedoch endgültige Steuererspar­
nisse, die abhängig vom individuellen Grenzsteuersatz 
sind.

Diese Art der Förderung ist nicht einsichtig; denn die 
wohnungspolitische Intention hat nichts, aber auch gar 
nichts mit der steuerlichen Leistungsfähigkeit der jeweili­
gen Erwerber von Wohneigentum zu tun. Es läßt sich 
nicht rechtfertigen, daß die eintretenden Entlastungsef­
fekte von der Steuerprogression abhängen. Vielmehr 
wäre es angebracht, die gewährten Vergünstigungen al­
len Erwerbern -  im Verhältnis zu den begünstigungsfähi­
gen Aufwendungen -  gleichmäßig zugute kommen zu 
lassen. Die heutigen Regelungen laufen jedoch darauf 
hinaus, daß die Familien in den unteren Einkommens­
schichten überhaupt nichts erhalten, während die Entla­
stungswirkungen mit steigendem Einkommen stark zu­
nehmen. Die Regelungen des § 10e sind daher ein massi­
ver Verstoß gegen die Subventionsgerechtigkeit.

Die ungleichmäßigen Subventionseffekte werden 
durch die neuen Maßnahmen nochmals verstärkt. Die Er­
höhung der Entlastungsbeträge nach § 10e begünstigt 
nämlich genauso wie die zusätzliche Abzugsfähigkeit 
von Zinszahlungen nur diejenigen, deren Einkommen 
über relativ hohen Einkommensgrenzen liegt. Voll kön­
nen die Entlastungen erst ab einem Einkommen in An­
spruch genommen werden, das um die Abzugsbeträge 
höher ist. Anschließend steigen dann die Entlastungsvor­
teile mit dem individuellen Grenzsteuersatz an.

Entlastungseffekte durch das Baukindergeld in 
Abhängigkeit vom Jahreslohneinkommen 

und der Familiengröße

Jahresein­ Anzahl der Kinder
kommen 1 2 3 4 5

48000 0 0 0 0 0
50000 269 0 0 0 0
52000 630 0 0 0 0
54000 991 211 0 0 0
56000 1000 572 0 0 0
58000 1000 933 153 0 0
60000 1000 1316 533 0 0
62000 1000 1705 913 133 0
64000 1000 2000 1296 513 0
66000 1000 2000 1684 893 114
68000 1000 2000 2079 1276 494
70000 1000 2000 2480 1 664 874
72000 1000 2000 2887 2058 1256
74000 1000 2000 3000 2459 1644
76000 1000 2000 3000 2865 2038
78000 1000 2000 3000 3278 2438
80000 1000 2000 3000 3697 2844
82000 1000 2000 3000 4000 3256
84000 1000 2000 3000 4000 3675
86000 1000 2000 3000 4000 4099
88000 1000 2000 3000 4000 4530
90000 1000 2000 3000 4000 4966
92000 1000 2000 3000 4000 5000

3. -  8. Förderjahr, bei Gleichverteilung der Sonderausgabenabzüge 
nach §10e ESTG über den gesamten Förderzeitraum.
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Der Entlastungsverlauf im Verhältnis zum Einkommen 
hängt für die einzelnen Einkommensbezieher von ver­
schiedenen Faktoren ab. In den Schaubildern und der Ta­
belle wird von unterschiedlich hohen Einkommen (als 
Lohneinkommen) ausgegangen, für die dann jeweils die 
Familiengröße variiert wird. Um zum steuerpflichtigen 
Einkommen zu gelangen, von dem die Abzugsbeträge 
abgezogen werden dürfen, sind zunächst die Arbeitneh­
merpauschale und die sozialversicherungsbedingten 
Sonderausgaben zu berücksichtigen. Anschließend sind 
die Kinderfreibeträge abzuziehen. Nur wenn das Einkom­
men über die Summe dieser Abzugsbeträge hinausgeht, 
können die Vergünstigungen nach § 10e (einschließlich 
des Schuldzinsenabzugs) in Anspruch genommen wer­
den. Nur wenn dann noch Steuern zu zahlen sind, kann 
davon das Baukindergeld abgezogen werden.

Entlastung bei unterschiedlichen Einkommen

Auf diesem Wege läßt sich berechnen, ab welchem 
(Lohn-)Einkommen Entlastungsvorteile nach § 10e über­
haupt entstehen, ab welchem Einkommen die Erhöhung 
der Abzugsbeträge aufgrund des Steueränderungsgeset­
zes 1992 und der Abzug der Schuldzinsen wirksam wer­
den und ab welchem Einkommen diese Abzugsbeträge 
voll in Anspruch genommen werden können. Daraus folgt 
dann auch, ab welcher Grenze das Baukindergeld zu ef­
fektiven Steuerentlastungen führt. Addiert man die Entla­
stungsvorteile über den Begünstigungszeitraum von acht 
Jahren, ergibt sich die Summe der Steuervorteile, die bei 
unterschiedlich hohem Einkommen anfallen. Auf diese 
Weise gelangt man zu folgenden Ergebnissen:

Die Entlastungsvorteile des § 10e setzen beispiels­
weise für eine Zwei-Kinder-Familie bei einem Jahresein­
kommen (Bruttolohneinkommen) von 28000 DM ein. Die 
Entlastungsvorteile aus der Erhöhung der Abzugsbe­
träge und aufgrund des Abzugs der Schuldzinsen begin­
nen für diese Familien erst ab einem Jahreseinkommen 
von 48000 DM. Voll können sie erst ab einem Einkommen 
von 54000 DM in Anspruch genommen werden. Da die 
meisten Familien derartige Einkommen nicht erreichen, 
sind sie zumindest von den zusätzlichen Vergünstigun­
gen ausgeschlossen. In den höheren Einkommens­
schichten steigen die neuen zusätzlichen Entlastungs­
wirkungen wieder mit steigendem Einkommen an, um 
dann ab 120000/240000 DM Jahreseinkommen abrupt 
zu entfallen (abgesehen vom Abzug der Schuldzinsen).

Die Summe der Entlastungswirkungen während des 
Begünstigungszeitraumes ist in Abhängigkeit vom Ein­
kommen in Schaubild 1 für Familien mit zwei Kindern 
wiedergegeben; sie reicht von 0 bis rund 109000 DM bei 
einer begünstigungsfähigen Bausumme von 330000 DM. 
Das heißt, in den obersten Einkommensschichten kann

WIRTSCHAFTSDIENST 1992/VI
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etwa ein Drittel der begünstigten Baukosten aus Steuer­
ersparnissen getragen werden; in den unteren und mittle­
ren Einkommensschichten dagegen nur ein Bruchteil da­
von. Vor dem Steueränderungsgesetz 1992 bewegte sich 
das Subventionsvolumen für eine Familie mit zwei Kin­
dern zwischen 0 und maximal 96000 DM für den achtjäh­
rigen Begünstigungszeitraum.

Willkürliche Einkommensgrenze

In Schaubild 2 sind (für einen Ausschnitt aus der Ein­
kommensskala) die kumulierten Entlastungseffekte für 
eine Zwei-Kinder-Familie denen für ein kinderloses Ehe­
paar und eine Vier-Kinder-Familie gegenüberstellt. Bei 
Ledigen oder Ehepaaren ohne Kinder bzw. Familien mit 
einem Kind setzen die Entlastungswirkungen erheblich 
früher als bei einer Zwei-Kinder-Familie ein; sie sind an­
fangs bei gleichem Einkommen wegen der höheren 
Grenzsteuersätze, das heißt weil keine oder geringere 
Kinderfreibeträge zu berücksichtigen sind, bis zum mitt­
leren Einkommen höher. In den Einkommensschichten, 
in denen dann das Baukindergeld voll durchschlägt, 
stehen sich dagegen die Familien mit mehreren Kindern 
bei den Gesamtentlastungen besser. Es ist schwer ver­
ständlich, warum bei gleichem Einkommen Familien mit 
Kindern in den unteren und mittleren Einkommens­
schichten weniger Vergünstigungen erhalten als Ledige 
und Kinderlose und daß Familien mit mehr Kindern be­
nachteiligt sind gegenüber Familien mit weniger Kindern. 
In diesen Einkommensbereichen ist also die familien­
bezogene Förderung genau auf den Kopf gestellt.

Schaubild 1
Kumulierte Entlastungseffekte durch §10e ESTG 
und Baukindergeld für den Gesamtzeitraum von 
zehn Jahren für eine Familie mit zwei Kindern

O 20 40  60 80 100 120 140 160 180 200 220 240 260
Jahreslohneinkommen in TDM

Daß es sich bei den Förderungsmaßnahmen um Sub­
ventionen und nicht um die Berücksichtigung einer ver­
minderten Leistungsfähigkeit handelt, kommt auch in der 
Einkommensgrenze von 120000/240000 DM zum Aus­
druck; denn andernfalls würde die Verminderung der Lei­
stungsfähigkeit auch für die obersten Einkommens­
schichten gelten müssen. Trotzdem bleibt die ziemlich 
willkürliche Einkommensgrenze mit dem abrupten Absin­
ken der Subventionseffekte problematisch.

Widersprüchliche Konstruktion

Da das Baukindergeld von der Steuerschuld abgezo­
gen werden darf, scheint es auf den ersten Blick unpro­
blematisch zu sein. Dies ist jedoch, wie bereits deutlich 
wurde, nicht der Fall, weil nur diejenigen in den Genuß 
des Baukindergeldes kommen, die nach Berücksichti­
gung der oben genannten Abzugsbeträge überhaupt 
noch Steuern zahlen. Das ist aber für den überwiegenden 
Teil der Familien nicht der Fall. Wie die Tabelle zeigt, ge­
langen Ein-Kinder-Familien erst ab 50 000 DM Jahresein­
kommen in den Genuß des Baukindergeldes und erst ab 
54000 DM voll; Vier-Kinder-Familien erst ab 62000 DM 
Jahreseinkommen und erst ab 82000 DM voll. Konkret 
heißt dies: Das Baukindergeld kann von den Beziehern 
unterer und mittlerer Einkommen nicht oder nur in Teilen 
in Anspruch genommen werden, da negative Beträge 
nicht ausgezahlt werden. Bei einigen wirkt sich allerdings 
aus, daß in den ersten beiden Jahren nach Erwerb des 
Wohneigentums ein Verlustrücktrag und nach dem ach-

Schaubild 2
Kumulierte Entlastungseffekte durch §10e ESTG 
und Baukindergeld für den Gesamtzeitraum von 

zehn Jahren für Familien ohne Kinder, 
mit zwei und vier Kindern

Jahreslohneinkommen in TDM
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ten Jahr ein Verlustvortrag in Anspruch genommen wer­
den kann. Das Baukindergeld Ist daher eine Maßnahme, 
die fast nur Familien in höheren Einkommensschichten 
zugute kommt.

Je mehr Kinder Erwerber von Wohneigentum in den 
unteren und mittleren Einkommensschichten haben, um 
so weniger können sie das Baukindergeld nutzen. Da Fa­
milien mit mehreren Kindern aufgrund der Kinderfreibe­
träge weniger Steuer zahlen, können sie erst ab einem 
entsprechend höheren Einkommen Vorteile aus dem 
Baukindergeld ziehen. In bestimmten Einkommensberei­
chen führt die Geburt eines weiteren Kindes dazu, daß 
die Familien für dieses Kind nicht nur kein Baukindergeld 
in Anspruch nehmen können, sondern daß sogar das 
Baukindergeld für die übrigen Kinder teilweise entfällt, 
wie Schaubild 3 für eine Zwei-Kinder-Familie im Ver­
gleich zur Ein-Kinder-Familie beispielhaft zeigt. Die Ge­
staltung des Baukindergeldes erweist sich als eine Per­
version des eigentlichen familienpolitischen Anliegens.

Ausgrenzung ostdeutscher Familien

Eine Folge der Ungleichmäßigkeiten der Entlastungs­
wirkungen in Abhängigkeit vom Einkommen und der Fa­
miliengröße ist auch, daß die Familien in den neuen Bun­
desländern von diesen Vergünstigungen nahezu völlig 
ausgeschlossen sind. Das Einkommen ist dort derzeit 
noch -  von wenigen Ausnahmen abgesehen -  so niedrig,

Schaubild 3
Jährliche Entlastungseffekte durch das 

Baukindergeld in Abhängigkeit vom 
Jahreseinkommen für Familien mit einem Kind 

und zwei Kindern

daß die meisten Familien mit Kindern keine oder nur ge­
ringe Steuern zu zahlen haben. Infolgedessen sind sie 
auch nicht in der Lage, die Vergünstigungen des § 10e 
und das Baukindergeld auszunutzen. Dies verstößt schon 
deswegen gegen die wohnungspolitischen Ziele, weil bei 
der Privatisierung des Wohnungsbestandes, aber auch 
beim Wohnungsneubau angestrebt werden soll, daß 
möglichst viele Familien mit Kindern selbstgenutztes 
Wohneigentum erwerben können. Es ist makaber, daß 
gerade die Erwerber von Wohneigentum in den neuen 
Bundesländern vom Wohnungsbauministerium damit 
vertröstet werden, daß die Inanspruchnahme der Vergün­
stigungen teilweise in die Zukunft verlagert werden 
könne. Allerdings wird Mietern, die ihre eigene Wohnung 
kaufen (können) -  warum nur diesen? - ,  ein einmaliger 
Zuschuß von 7000 DM zuzüglich 1000 DM je weiterem 
Familienmitglied gewährt, wenn auch ohne Rechtsan­
spruch. Das unsystematische Sammelsurium woh­
nungspolitischer Maßnahmen, die nicht aufeinander ab­
gestimmt sind, läßt sich kaum noch steigern.

Wohnungspolitische Fehlsubventionierung

Nicht nur die ungleichmäßigen Subventionseffekte 
sind unter verteilungs- und familienpolitischen Gesichts­
punkten ein Ärgernis; auch aus wohnungspolitischen 
Gründen ist es äußerst fraglich, ob mit dem heutigen In­
strumentarium bei gegebenem Subventionsaufwand des 
Staates ein Maximum an Wohnbauförderung erreicht 
wird. Für die Bezieher höherer Einkommen kann ange­
nommen werden, daß sie im allgemeinen auch unabhän­
gig von den Vergünstigungen Wohneigentum erwerben 
würden. Die Familien in den unteren und mittleren Ein­
kommensschichten sind dagegen weit stärker auf staatli­
che Hilfe angewiesen. Würde man die Förderungsmaß­
nahmen auf sie konzentrieren, sie wenigstens nicht be­
nachteiligen, so würde man weit eher mit einer Zunahme 
der Nachfrage nach Wohneigentum und Wohnungsneu­
bauten rechnen können.

Infolgedessen erscheint es sowohl aus familien- als 
auch aus wohnungspolitischen Gründen angebracht, die 
Förderung selbstgenutzten Wohneigentums anders zu 
gestalten. Zumindest wäre es erforderlich, allen Erwer­
bern eine prozentual gleiche Vergünstigung zu gewähren 
-  bezogen auf den begünstigungsfähigen Betrag. Die 
Förderung müßte dann zusammen mit dem Baukinder­
geld von der Steuerschuld abgezogen werden, wobei ne­
gative Beträge auf jeden Fall ausgezahlt werden müßten. 
Die Regelungen ließen sich durchaus so gestalten, daß 
die fiskalische Belastung des Staates insgesamt nicht 
steigt, so daß auch die Bundesländer kein Argument hät­
ten, die Aufwendungen auf den Bund abzuschieben. Ra­
tionale Gestaltungen der Subventionen sind allerdings in
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der Vergangenheit auch auf anderen Gebieten häufiger 
an den Ländern gescheitert.

Familien- und wohnungspolitisch noch vorteilhafter 
wäre es, wenn der Staat den Familien mit Kindern durch 
subjektorientierte Annuitätshilfen den Weg zu selbstge­
nutztem Wohneigentum ebnen würde. An dieser Stelle 
soll hierauf jedoch nicht eingegangen werden1.

Beurteilung

Insgesamt läßt sich zu den diskutierten Förderungs­
maßnahmen für selbstgenutztes Wohneigentum feststel­
len: Sie sind familien- und verteilungspolitisch weitge­
hend verfehlt. Sie nützen überwiegend Familien in den 
höheren Einkommensschichten, während sie von Fami­
lien in den mittleren Einkommensschichten nur begrenzt,

in den unteren überhaupt nicht in Anspruch genommen 
werden können. Es ist einfach unwahr, wenn das Woh­
nungsbauministerium behauptet, daß die Ausweitung der 
Abzugsbeträge nach § 10e allen Erwerbern von selbstge­
nutztem Wohneigentum zugute komme. Wenn der Staat 
den Erwerb derartigen Eigentums anregen will, so doch 
vor allem mit dem Ziel, Familien mit Kindern in den brei­
ten Bevölkerungsschichten dazu zu verhelfen. Zur Errei­
chung dieses Ziels sind die derzeitigen Maßnahmen je­
doch ungeeignet. Es scheint so zu sein, daß sich die poli­
tisch Verantwortlichen und das Wohnungsbauministe­
rium über die unterschiedlichen Begünstigungseffekte 
nicht im klaren sind.

1 Vgl. A. O b e r h ä u s e r ,  B. K a u f m a n n ,  M. S c h e u e r :  Ei­
gentumsbildung im Wohnungsbau, Lübeck 1982, S. 45 ff.
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